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Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage Monatsbericht des BMF 
Oktober 2018

Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik

Rückblick auf die Sitzungen 
der Eurogruppe am 
1. Oktober 2018 und 
des ECOFIN-Rats am 
2. Oktober 2018 in Luxemburg

Eurogruppe

In der Eurogruppe am 1. Oktober 2018 standen eine 
thematische Diskussion zu automatischen Stabili-
satoren, die Entwicklung beim Wechselkurs so-
wie die wirtschafts- und finanzpolitischen Priori-
täten der neuen slowenischen Regierung auf der 
Tagesordnung.

Die Minister befassten sich im Rahmen ihrer the-
matischen Diskussion zu Wachstum und Arbeits-
plätzen mit dem Thema der nationalen auto-
matischen Stabilisatoren. Unter automatischen 
Stabilisatoren werden nicht-situationsabhän-
gige Mechanismen gefasst, welche die gesamt-
wirtschaftlichen Auswirkungen von Konjunktur-
schwankungen abschwächen. Darunter fallen zum 
Beispiel die Arbeitslosenversicherung und die Pro-
gression im Steuersystem. Die Europäische Kom-
mission betonte die Notwendigkeit des Aufbaus 
von fiskalischen Puffern, um im Abschwung die au-
tomatischen Stabilisatoren wirken lassen zu kön-
nen. Hierzu sei es auch erforderlich, die Vorgaben 
des Stabilitäts- und Wachstumspakts einzuhalten. 
Darüber hinaus brauche es aber zudem eine Stabi-
lisierungsfunktion auf europäischer Ebene. Der Eu-
ropäische Stabilisierungsmechanismus (ESM) er-
klärte, dass nationale Puffer und Stabilisatoren nur 
die erste Verteidigungslinie im Falle von Schocks 
seien. Darüber hinaus seien Vorkehrungen auf eu-
ropäischer Ebene erforderlich. Der deutsche Sit-
zungsvertreter erklärte, dass Deutschland während 
der Finanz- und Wirtschaftskrise seine nationalen 
Puffer für automatische Stabilisatoren ergänzt um 
kurzfristige Unterstützungsmaßnahmen genutzt 
habe.

Zur Vorbereitung internationaler Treffen befasste 
sich die Eurogruppe wie üblich mit den Entwick-
lungen beim Wechselkurs. Die Europäische Kom-
mission verwies auf die Abwertung des Euro ge-
genüber dem US-Dollar und auf die Aufwertung 
gegenüber Währungen einiger Schwellenlän-
der (insbesondere Türkei, Brasilien, Russland) seit 
Jahresbeginn. Insgesamt sei der Wechselkurs des 
Euro im Einklang mit den wirtschaftlichen Funda-
mentaldaten. Darüber hinaus verwies die Europäi-
sche Kommission darauf, bis Jahresende eine Mit-
teilung zur Stärkung der internationalen Rolle des 
Euro vorlegen zu wollen. Die Europäische Zentral-
bank (EZB) unterstützte die Ausführungen der Eu-
ropäischen Kommission und erklärte, dass eine 
vollendete Wirtschafts- und Währungsunion, eine 
starke Bankenunion sowie eine stabile wirtschaftli-
che Entwicklung einen wichtigen Beitrag zur Stär-
kung der Rolle des Euro leisten können.

Die Eurogruppe im erweiterten Format befasste 
sich mit der Vertiefung der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion, mit dem Schwerpunkt der Reform des 
ESM in den Bereichen Instrumentenkasten und 
mit der zukünftigen Rolle des ESM.

Zunächst fand ein Austausch über die Ausgestal-
tung des vorsorglichen Kreditinstruments (Precau-
tionary Conditioned Credit Line, PCCL) statt. Das 
Instrument soll wirtschaftlich stabilen Mitglied-
staaten zur Verfügung stehen und im Falle ei-
nes wirtschaftlichen asymmetrischen exogenen 
Schocks außerhalb der politischen Kontrolle des 
Mitgliedstaats dazu beitragen, dass sein Marktzu-
gang erhalten bleibt. Insgesamt zeigte sich in der 
Diskussion weiterhin ein heterogenes Meinungs-
bild. Die EZB erklärte, dass dieses Instrument nur 
wirtschaftlich gesunden Mitgliedstaaten zur Verfü-
gung stehen sollte. Dies setze mehr Anforderungen 
an den Mitgliedstaat voraus, als nur den Stabilitäts- 
und Wachstumspakt einzuhalten. Es sei auch wich-
tig, die Einhaltung der Zugangskriterien weiter zu 
überwachen. Der ESM sprach sich dafür aus, alle 
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bereits existierenden Zugangskriterien (Einhaltung 
der Zusagen unter dem Stabilitäts- und Wachstums
pakt und dem makroökonomischen Ungleichge-
wichtsverfahren, tragfähige Staatsverschuldung, 
Zugang zum Kapitalmarkt zu nachhaltigen Bedin-
gungen, tragfähige externe Auslandsverschuldung, 
stabiler Bankensektor) beizubehalten. Der deutsche 
Sitzungsvertreter betonte, dass nur wirtschaft-
lich gesunde Mitgliedstaaten Zugang zur PCCL ha-
ben sollten und dafür alle sechs Zugangskriterien 
beibehalten und quantitativ sowie qualitativ ver-
schärft werden sollten, um solide Staatsfinanzen 
und den Finanzsektor umfassend und nachhaltig 
beurteilen zu können. Allgemeine Zusagen unter 
dem Stabilitäts- und Wachstumspakt seien nicht 
ausreichend. Er unterstützte die Aussagen der EZB, 
dass das Instrument nur für eine begrenzte Anzahl 
von Mitgliedstaaten in Frage komme, da das Instru-
ment keine Reformauflagen enthalte. Die Bundes-
regierung verwies auf die Bedeutung der Prüfung 
der Schuldentragfähigkeit durch den ESM. Auch 
müssten noch die Fragen der Kreditkonditionen, 
wie Laufzeiten der Kreditlinie, die Höhe der Ge-
bühren und weitere Anreiz- und Schutzmechanis-
men geklärt werden. Während diese Haltung von 
einigen Mitgliedstaaten unterstützt wurde, setzten 
sich andere Mitgliedstaaten für weniger restriktive 
Zugangsbedingungen ein, um die Nutzung des In-
struments als Absicherungsmöglichkeit mehr Mit-
gliedstaaten zur Verfügung zu stellen.

Zudem befasste sich die Eurogruppe im erweiter-
ten Format mit der Frage der zukünftigen Rolle 
des ESM in den Bereichen Krisenmanagement und 
Krisenprävention. Während eine grundsätzliche 
Stärkung des ESM in der sich anschließenden Dis-
kussion breite Unterstützung fand, gab es eine kon-
troverse Diskussion zur Frage der Schuldentrag-
fähigkeitsanalyse. Die Europäische Kommission, 
erklärte unterstützt von mehreren Mitgliedstaaten, 
dass die Schuldentragfähigkeitsanalysen für die 
Mitgliedstaaten von der Europäischen Kommis-
sion erstellt werden sollten. Dies gelte auch für die 
Einschätzung der Frage, ob ein Mitgliedstaat wei-
terhin über einen Marktzugang verfüge. Der ESM 
zeigte sich bereit, die Analyse der Schuldentrag-
fähigkeit der Mitgliedstaaten durchzuführen. Der 

deutsche Sitzungsvertreter erklärte, dass der ESM 
in seiner Funktion als Kreditgeber gestärkt wer-
den müsse. Dazu gehöre es auch, die wirtschaftli-
che Entwicklung der Mitgliedstaaten zu verfolgen 
und Schuldentragfähigkeitsanalysen durchzufüh-
ren. Auch andere Mitgliedstaaten sprachen sich da-
für aus, die Durchführung dieser Analysen beim 
ESM anzusiedeln.

ECOFIN-Rat

Beim ECOFIN-Rat am 2. Oktober 2018 in Luxem-
burg standen technische Details im Bereich der 
Mehrwertsteuer, die generelle Umkehr der Steuer-
schuldnerschaft im Mehrwertsteuerbereich sowie 
Mehrwertsteuersätze für elektronische Publikati-
onen, Geldwäschebekämpfung sowie das Europäi-
sche Semester auf der Tagesordnung. 

Es konnte im ECOFIN-Rat eine allgemeine Aus-
richtung zu Änderungen technischer Details des 
Mehrwertsteuersystems (sogenannte Quick fixes) 
erreicht werden. Damit sollen das bestehende Sys-
tem vereinfacht und grenzüberschreitender Betrug 
bekämpft werden. Zum Regelungspaket gehören 
harmonisierte Regelungen zur Behandlung grenz
überschreitender Umsätze in Konsignationsla-
gern. Zur Bekämpfung des Mehrwertsteuerbetrugs 
wird darüber hinaus die Angabe der Umsatzsteu-
er-Identifikationsnummer zur Voraussetzung für 
die Anwendung der Steuerbefreiung für innerge-
meinschaftliche Lieferungen gemacht. Von der im 
Vorfeld diskutierten Möglichkeit, auch eine Befrei-
ung von der Mehrwertsteuer für Kostenteilungsge-
meinschaften aufzunehmen, wurde abgesehen. Die 
Europäische Kommission kündigte hierzu an, ei-
nen separaten Vorschlag vorlegen zu wollen.

Zudem einigte sich der ECOFIN-Rat auf eine allge-
meine Ausrichtung zu einem Richtlinienvorschlag 
zur generellen Umkehr der Steuerschuldnerschaft 
auf nationale Umsätze („Reverse-Charge-Ver-
fahren“). Der Vorschlag soll es interessierten Mit-
gliedstaaten ermöglichen, bei Vorliegen bestimm-
ter Voraussetzungen zeitlich begrenzt ein Verfahren 
zur generellen Umkehr der Steuerschuldnerschaft 
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auf nationale Umsätze anwenden zu dürfen. Wäh-
rend grundsätzlich der leistende Unternehmer 
die Mehrwertsteuer abführt, geht in diesem Ver-
fahren die Verpflichtung auf den Leistungsemp-
fänger über. Insbesondere die Tschechische Repu-
blik möchte diese Möglichkeit zur Bekämpfung 
von Steuerhinterziehung in einem Pilotverfahren 
testen. 

Es konnte auch eine Einigung im ECOFIN-Rat 
zum Richtlinienvorschlag zur Anwendung ermä-
ßigter Mehrwertsteuersätze auf elektronische Bü-
cher, Zeitungen und Zeitschriften erzielt werden. 
Mit dem Vorschlag soll eine steuerliche Gleichbe-
handlung von elektronischen und physischen Pu-
blikationen erreicht werden. Auf dieser Grundlage 
wird es in Deutschland möglich sein, den Umsatz-
steuersatz für elektronische Publikationen auf 7 % 
zu senken.

Der ECOFIN-Rat tauschte sich über die Bekämpfung 
der Geldwäsche aus. Die Zuständigkeit für Geldwä-
schebekämpfung liegt bei den Mitgliedstaaten. Im 
Mai 2018 hat die Europäische Kommission eine Ar-
beitsgruppe mit den Europäischen Aufsichtsbehör-
den und dem Einheitlichen Bankenaufsichtsme-
chanismus (Single Supervisory Mechanism, SSM) 
eingerichtet. Zudem hat die Europäische Kommis-
sion im September Vorschläge zum Ausbau der Be-
fugnisse der Europäischen Aufsichtsbehörden, ins-
besondere eine Zentralisierung von Aufgaben bei 
der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde (EBA) 
vorgelegt, welche sie im ECOFIN-Rat vorstellte. Die 
Europäische Kommission betonte, dass sie keine 
einheitliche Geldwäscheaufsicht bei der EBA an-
strebe. Die Europäische Kommission erklärte zu-
dem, dass es keine ausreichende Kooperation zwi-
schen der nationalen und europäischen Ebene im 
Bereich der Geldwäschebekämpfung gebe. Die eu-
ropäischen Gesetze müssten umgesetzt und die Zu-
sammenarbeit mit Drittstaaten verbessert werden. 

Längerfristig müssten auch Anpassungen zur Geld-
wäschebekämpfung im nichtfinanziellen Bereich 
vorgenommen werden. Frankreich, Spanien, Dä-
nemark und Malta zeigten sich offen für die Vor-
schläge der Europäischen Kommission. Finnland, 
Estland und die Niederlande sprachen sich dafür 
aus, vor der Übertragung von Kompetenzen wei-
tere Analysen durchzuführen. Ungarn, Zypern 
und Luxemburg hingegen betonten die Notwen-
digkeit, den geltenden Rechtsrahmen in den Mit-
gliedstaaten umzusetzen. Lettland sprach sich für 
eine europäische Meldestelle für Verdachtsfälle 
von Geldwäsche aus. Der deutsche Sitzungsvertre-
ter befürwortete einen verbesserten Informations-
austausch. Es müsse geklärt werden, ob auf europä-
ischer Ebene der SSM und die EBA besser geeignet 
seien, eine stärkere Rolle im Bereich der Geldwä-
schebekämpfung zu übernehmen. Auch müsse 
analysiert werden, wo sich ein europäischer Mehr-
wert ergeben könnte. Diese Punkte sollten unab-
hängig von der laufenden Überprüfung der euro-
päischen Aufsichtsbehörden besprochen werden.

Die Minister befassten sich mit dem Ablauf des Eu-
ropäischen Semesters  2018. Im Rahmen des Eu-
ropäischen Semesters erfolgt die jährliche wirt-
schaftspolitische Koordinierung in den Bereichen 
Strukturreformen, Fiskalpolitik und Vermeidung 
makroökonomischer Ungleichgewichte. Die Eu-
ropäische Kommission verwies auf einen verbes-
serten bilateralen Austausch im Rahmen des Eu-
ropäischen Semesters, welcher sich auch auf die 
Effektivität auswirke. Die Europäische Kommis-
sion sei offen für weitere Verbesserungsvorschläge 
zum bilateralen Austausch. Die Reformumsetzung 
könne verbessert werden. Hierzu verwies die Euro-
päische Kommission auf ihre Vorschläge zum Re-
formunterstützungsprogramm. Die EZB sprach 
sich mit Verweis auf die positive Wirtschaftslage 
für eine bessere Reformumsetzung in den Mit-
gliedstaaten aus.




